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Zeitſchrift a Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Jaeger. 
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Jun halt. 


Fragmente über Verwaltungsſragen aus einem Vortrage Kaiſer⸗ 
felds. 1. Landes⸗Siechenhäuſer und Geſetz über öffentliche Armenpflege. 


erfolgt, aber faßt man alle Fälle der Unterſtützungs⸗Bedürftigkeit in's 
Auge, ſo legt eine den Forderungen der Humanität entſprechende 
Armenpflege den Gemeinden nicht ſelten eine Laſt auf, welche ſie nicht 
zu tragen vermögen. In einzelnen beſonders abſchreckenden Fällen 


Zum $ 3 lit. e des Geſetzes vom 22. October 1875, betreffend die menſchlichen Elendes würde die Gemeinde die vom Geſetze verlangte 


Erri 
Baron Exterde. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Der „Baumanns“ ⸗Vertrag. Frage, ob ein fogenannter „Baumann“ im Sinne 
des 8 1 des Gemeinde⸗Regulirungs⸗Patentes vom 14. Auguſt 1819 für 
Tirol die Gemeindeangehörigkeit in einer tiroliſchen Gemeinde erwerben 
konnte. 

Rechtsſätze, erſchloſſen aus oberſtbehördlichen Entſcheidungen 
in Landesculturangelegenheiten. 

Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Fragmente über Berwaltungsfragen aus einem 
Hortrage Raiſerfelds *). 
1. Landes⸗Siechenhäuſer und Geſetz über öffentliche 
Armenpflege. 


„Das Armenweſen iſt eine Angelegenheit des ſelbſtſtändigen 
Wirkungskreiſes der Gemeinden. Während die Geſetze den Armen einen 
Anſpruch auf eine beſtimmte Art der Unterſtützung nicht geben, verpflichten 


chtung eines Verwaltungsgerichtshofes. Von Dr. Erneſt 


ilfe geradezu nicht leiſten können. Die Errichtung von Landes⸗ 
Siechenhäuſern zur Verſorgung und Pflege von armen, erwerbs⸗ 
unfähigen beſonders von mit einem Siechthume oder ekelerregenden 
Gebrechen behafteten Perſonen erſchien als eine nothwendige Voraus⸗ 
ſesung für eine geſicherte Durchführung des Geſetzes über die öffentliche 
; Armenpflege. 

| Es iſt bekannt, daß die erſte ſteierm. Sparcaffe der Errichtung 
von Landes⸗Siechenhäuſern ein Capital von 300.000 fl. in großmüthiger 
Weiſe zuwendete, wodurch der Bau und die Einrichtung der drei 
Anſtalten in Pettau, Wildon und Knittelfeld ermöglicht wurde. Die 
von der Heimatsgemeinde an das Land zu entrichtende Verpflegsgebühr 
iſt auf 35 kr. per Kopf und Tag bemeſſen. Die Regel aber iſt, daß 
arme oder von der Armenverſorgung über ihre Kräfte in Anſpruch 
genommene Gemeinden Ermäßigungen erhalten. Bereits beginnen die 
Gemeinden von dieſer wohlthätigen Einrichtung in den meiſten Fällen 
freiwillig Gebrauch zu machen Im Jahre 1876 wurden für Verpflegung 
der Siechen ausgegeben 16 719 fl. 38 kr., wovon die Gemeinden 
12.057 fl. 10 kr. zurückzuerſetzen haben; den Abgang von 4662 fl. 28 kr., 
die Koſten für Verwaltung, Aerzte und ſonſtige Regie deckte der 
Landesfonds. 


Wie viel nun auch auf dem Wege der Geſetzgebung und durch 
Errichtung öffentlicher Humanitäts⸗Anſtalten geſchehen iſt und noch 


ſie die Gemeinde, für die in ihr heimatberechtigten Armen zu ſorgen geſchieht, ſo werden die Leiſtungen der imperativen Armenpflege doch 
und machen ſie für eine den Geſetzen entſprechende Armenpflege verant⸗ immer hinter dem wirklichen Bedürfniſſe weit zurückbleiben. Die durch 
wortlich. Die Landesvertretung hat es angeſichts des keineswegs erbau- Geſetze als öffentliche Pflicht aufgetragene Armenpflege macht daher 
lichen Zuſtandes, in welchem ſich die öffentliche Armenpflege auf dem die Privatwohlthätigkeit keineswegs entbehrlich und ſoll ſie nicht ent⸗ 
flachen Lande befindet, für ihre Pflicht gehalten, dieſe geſetzlich zu behrlich machen. Da find es beſonders das Vereinsweſen und das 


regeln. Zwar wird den Gemeinden ihre Aufgabe dadurch weſentlich 
erleichtert, daß die Pflege und Heilung armer Kranker in den öffentlichen 
Krankenhäuſern und in den Irren⸗Anſtalten auf Koſten des Landesfonds 

*) Der Landeshauptmann in Steiermark Moritz v. F am 
2. September d. J. vor ſeinen Landtagswählern zu Hartberg einen Vortrag 
über die Thätigkeit des ſteierm. Landtages gehalten, welcher uns nun gedruckt 
unter folgendem Titel vorliegt: „Ein Vortrag über die Thätigkeit des 
ſteiermärkiſchen Landtages, gehalten zu Hartberg am 2. Sep⸗ 
tember 1877 und den Wählern des Landes gewidmet von Moritz 
v. Kaiſerfel d, Landeshauptmann in Steiermark“, Druck und Verlag 
Leykam⸗Joſefsthal. Kaiſerfeld gibt mit dieſem Vortrage in kurzen Umriſſen eine 
Art Rechenſchaftsbericht über die Thätigkeit des ſteierm. Landtages in Bezug 
auf Geſetzgebung und Verwaltung ſeit dem Jahre 1861. Den Inhalt des Vor⸗ 
trages bezeichnen wir am beſten mit den Worten Kaiſerfelds ſelbſt, welcher ein⸗ 
leitend ſagt: „Ich werde mich nur auf einige, aber für die materiellen und 
geiſtigen Intereſſen vor Allem wichtige Gebiete der landtäglichen Thätigkeit be⸗ 
ſchränken und auch hiebei nur das Wichtigſte hervorzuheben ſuchen, was in Bezug 


religiöſe Gefühl, welchen eine ſchöne Aufgabe geſtellt iſt. Die Hauptſtadt 
geht mit ihren der Verbeſſerung des Loſes der Armen und der ſittlichen 
Hebung der unteren Volksclaſſen zugewendeten zahlreichen Vereinen 
und mit den Leiſtungen derſelben als ein leuchtendes Beiſpiel voraus 


auf die Angelegenheiten der Landes⸗Cultur, in Bezug auf Förderung der Hu⸗ 
manität und auf die Regelung der öffentlichen Wohlthätigkeit, in Bezug auf 
Volksunterricht und für Bildungszwecke überhaupt, in Bezug auf die Geſtaltung 
des Gemeindeweſens geleiſtet wurde und werde dem nur eine kurze Skizze der 
bisherigen Gebahrung mit dem Landesvermögen ſowie über den gegenwärtigen 
Stand der Landesfinanzen hinzufügen.“ In gewohnter Weiſe betrachtet Kaiferfeld 
auch hier die Fragen, über die er ſprich“, vom Geſichtspunkte der Allgemeinheit mit 
Rückſicht auf die Aufgaben und Ziele der Verwaltung und behandelt fie in refor⸗ 
matoriſchem Geiſte. Auf dieſe Weiſe bietet uns Kaiſerfeld mit ſeiner Arbeit, 
obgleich dieſelbe zunächſt nur die Thätigkeit des ſteierm. Landtages ins Auge 
faſſen will, höchſt werthvolle Betrachtungen über einige wichtige Fragen unſerer 
öffentlichen Verwaltung. Wir reproduciren in den Fragmenten, die wir bringen, 
den Wortlaut der Kaiſerfeld'ſchen Darſtellung. - 


— I — 
und es wäre zu wünſchen, daß dasſelbe, wenn auch innerhalb beſchei- begründen. Ich verweiſe auf die bezüglichen Verhandlungen im Abge⸗ 
dener Grenzen, auf dem flachen Lande Nachahmung fände. | orönetenhaufe, in welchem ich dieſes Geſetz aus dieſen Geſichtspunkten 
Alle die localen Armenanſtalten, welche zerftreut im Lande als leider vergeblich bekämpfte.“ 
Pfarrarmen⸗Inſtitute, Spitäler, Armen⸗ oder Pfründenhäuſer u. ſ. w. 
beſtehen, danken wie die Krankenhäuſer der geiſtlichen Orden ihr Ent⸗ 
ſtehen dem Wohlthätigkeitsſinne unſerer Vorfahren. Leider iſt das 
bedeutende Vermögen, welches viele dieſer Anſtalten beſaßen, durch die 
finanziellen Kataſtrophen, welche über den Kaiſerſtaat zu wiederholten⸗ 
malen hereinbrachen, außerordentlich geſchmälert worden und es iſt 
nicht zu leugnen, daß das Mißtrauen in die Stabilität des öffentlichen 8 
Credites, die Erſahrungen, welche man hinſichtlich der Entwerthung e 
des Geldes machte, eine nicht ſelten ſorgloſe Verwaltung der gedachten Nach 8 3, lit. e des Geſetzes vom 22. October 1875 find von 
Fonds, ſowie eine Steuergeſetzgebung, welche auch das der Armuth der Zuſtändigkeit des Verwaltungsgerichtshofes ausgeſchloſſen: Ange⸗ 
gewidmete Vermögen nicht verſchont, der Bevölkerung den Gedanken, leg enheiten, in denen und inſoweit die Verwaltungs⸗ 
Werke der Humanität durch fromme Stiftungen und Vermächtniſſe zu | behörden nach freiem Ermeſſen vorzugehen berechtigt find. 
fördern, immer mehr verleidet. Auch die Geſetzgebung, welche die Unter Bezugnahme auf dieſe Geſetzesſtelle hat der Verwaltungsgerichts⸗ 
Sorge für die Armen zu einer Pflicht der Gemeinde, des Bezirkes hof in der That bereits mehrere vor ihn gebrachte Beſchwerden a li⸗ 


Zum $ 3 lit. e des Geſetzes v. 22. October 1875, be- 
treffend die Errichtung eines Berwaltungsgerichtshofes. 


und des Landes macht, muß den Sinn für die Gründung ſolcher Werke 
der Privatwohlthätigkeit abſchwächen, weil es überflüſſig erſcheint, Opfer 
der Nächſtenliebe freiwillig zu bringen, wenn die Sorge für die Armen 
eine Pflicht der Adminiſtration geworden iſt und wenn man durch den 
Beitrag, welchen man im Wege der Gemeindeumlage beigeſteuert hat, 
ſich aller weiteren Pflichten gegen die Armen entbunden glaubt. 


Ohne Einfluß, um auf dieſe Seite der Armenpflege einzuwirken, 
mußte ſich der Landes⸗Ausſchuß damit begnügen, die Vermögenſchaften 
der localen Armen⸗Anſtalten zu erheben und es wird nun nur noch 
nothwendig werden, dieſelben durch Inventariſirung und durch Vincu⸗ 
lirung der in Forderungen beſtehenden Activen, ſowie durch eine aus⸗ 
giebigere Controle der Gebahrung und Rechnungslegung gegen eventuelle 
mißbräuchliche Verwaltung ſicherzuſtellen. Dies gilt insbeſondere von 
den Vermögenſchaften der Pfarr-Armeninſtitute, zu deren 
Auflöſung der ſteierm. Landtag ſich aus Achtung vor dem 
Willen der Stifter und Geſchenkgeber und auch aus dem 
Grunde bisher nicht entſchließen konnte, weil dieſe Ver⸗ 
mögenſchaften durch Vertheilung unter die Gemeinden, 
abgejehen davon, daß dieſen auf das diesfällige Vermögen 
nicht der geringſte Rechtsanſpruch zuſteht, in meiſt ſehr 
unbedeutende Capitalien zerſplittert und da durch der Gefahr 
der Verſchleuderung preisgegeben würden. 


War nun der Landtag redlich bemüht, das Armenweſen in 
legislativer wie in adminiſtrativer Beziehung zu regeln, ſo war 
es doch nicht in feiner Macht, einen Fehler unſerer Armen⸗ 
gefetzgebung ferne zu halten. Die Pflicht der Gemeinde und des 
Landes zur Armenverſorgung gründet ſich auf das Heimatsgeſetz 
vom Jahre 1863 und dieſes bringt dieſe Pflicht in Zuſammenhang 
nicht mit dem längeren oder kürzeren Wohnſitz in einer Gemeinde. 
ſondern mit der Zuſtändigkeit zu einer ſolchen. Da nun die Zu⸗ 
ſtändigkeit nach Momenten beurtheilt wird, welche wie die Abſtammung 
und die Zuſtändigkeit der Eltern in vielen Fällen ſchwer eruirbar ſind 
und durch welche auf Grund der Abſtammung Kinder, Enkel und 
Enkelkinder eines einmal als zuſtändig erklärten Familienvaters zur 
ſelben Gemeinde zuſtändig werden und derſelben in der Armenverſorgung 
zur Laſt fallen können, fo kommen die Gemeinden und rückſichtlich das 
Land nicht felten in die Lage, ihnen ganz fremde, aber durch die Behörde 
zugewieſene Perſonen in die Verſorgung übernehmen zu müſſen. In 
einer Zeit, in welcher Alles des leichteren Erwerbes wegen und aus 
anderen minder löblichen Motiven den großen Städten und den Fabriks⸗ 
orten zuſtrömt, wird durch dieſes verfehlte Geſetz den Gemeinden auf 
dem flachen Lande eine Laſt aufgebürdet, für welche dieſe keine Recht⸗ 
fertigung finden, die nur mit Widerwillen getragen wird und welche 
dem Eharakter der öffentlichen Armenpflege abträglich iſt, weil ein 
ſittlicher oder auch nur ein ſocialer Zuſammenhang zwiſchen dem Armen, 
der den größten Theil ſeines Lebens in der Fremde zugebracht hat, 
und zwiſchen der Gemeinde nicht beſteht, in der ihn Niemand kennt 
und in die er kommt, wenn er alt und gebrochen und jenen unnütz iſt, 
bei denen er ein gut Theil ſeiner Lebenskraft zurückläßt. Entweder 
muß die Pflicht der Verſorgung an ein anderes Moment als das der 


mine abgewieſen und ſeine Competenz von Amtswegen wahrgenommen. 

Es dürfte weithin intereſſiren, einige dieſer Fälle zu kennen und 
zu ſtudiren. Auch praktiſch wäre es nicht ohne Bedeutung, zum ſorg⸗ 
fältigen Nachdenken anzuregen, bevor man zum Anbringen mancher 
Beſchwerden ſchreitet. 

Das k. k. Ackerbau⸗Miniſterium hatte mit Erlaß vom 23. Fe⸗ 
bruar 1877, Z. 1401, dem Induſtriellen Anton D. die Bewilligung 
zum Baue einer Brücke verweigert. Anton D. erhob dagegen Be⸗ 
ſchwerde beim Verwaltungsgerichtshoſe. Dieſer wies jedoch am 7. Mai 
1877, 3. 581, die Beſchwerde aus dem Grunde ab, „weil der Ad⸗ 
miniſtrativbehörde bei Erlaß der angefochtenen Entſcheidung öffentliche 
Rückſichten zur Baſis dienten, die Beurtheilung derſelben aber dem 
freien Ermeſſen der Behörden anheimgeſtellt iſt, ſomit die Beſchwerde 
nach § 3 lit. e und § 21 des Geſetzes vom 22. October 1875, 
R. G. Bl. Nr. 36 ex 1876 wegen Unzuſtändigkeit des Verwaltungs⸗ 
gerichtshofes ohne weiteres Verfahren abzuweiſen iſt“. 

Die in der vorſtehenden Verfügung gedachten öffentlichen Rück⸗ 
ſichten waren: 1. daß der Gemeinde M. durch den für fie aus 
der wirklichen Herſtellung der D. ſchen Brücke reſultirenden Mauthentgang 
die ihr durch Bemauthung der Gemeindebrücke eröffnete Einnahms⸗ 
quelle zur Rückzahlung des vom böhmiſchen Landes⸗Ausſchuſſe erhallenen 
un verzinslichen Darleihens und zur Deckung der Inſtandhaltungskoſten 
dieſer dem öffentlichen Verkehre dienenden Brücke beeinträchtigen 
würde; 2. daß, abgeſehen davon, daß die Errichtung zweier unmittelbar 
nebeneinander liegenden Fahrbrücken, als Verbindungsmittel ein 
Unicum wäre, unzweifelhaft Conflicte auf öffentlicher Straße zwiſchen 
dem Pächter der bemautheten Brücke und jenen Fuhrwerken entſtehen 
würden, welche die andere nicht bemauthete Brücke paſſiren wollen. 

Der zweite Fall iſt folgender: 

Die Bezirkshauptmannſchaft N. in Galizien hatte die Wieder⸗ 
aufforſtung der zwiſchen der R. ker Gutsherrſchaft und den dortigen 
Inſaſſen pto. Eigenthums in lite beſangenen Waldgründe Dolina an⸗ 
geordnet. Die gedachten Inſaſſen hatten nämlich dieſe Waldgründe, 
welche an ihre Ackergründe anſtoßen, auf eigene Fauſt gerodet. Die 
Statthalterei hatte dieſe Verfügung beſtätigt und dahin präciſirt, daß 
die faetiſchen Beſitzer die Wiederaufforſtung zu bewirken ver⸗ 
pflichtet ſeien. Das Ackerbau⸗Miniſterium hat jedoch im Recurswege 
die erſtinſtanzlichen Verfügungen behoben und entſchieden, daß es 
von der Wiederaufforſtung der fraglichen Waldgründe deßhalb ab⸗ 
zukommen habe, weil die Rodeflächen aus ſchmalen zwiſchen Grundſtücken 
anderer Cultursart vorkommenden Streifen beſtehen, deren Behandlung 
als Waldgrund und Behaltung als ſolcher für die Forſtcultur keine 
Reſultate erwarten laſſe, dagegen die Bewirthſchaftung als Ackerland 
größere nationalökonomiſche Vortheile gewähre, — weswegen denn auch 
in Gemäßheit § 2 des Forſtgeſetzes die Rodung nachträglich bewilliget 
werde. Dawider ergriff die R. ker Gutsherrſchaft die Beſchwerde 
beim k. k. Verwaltungsgerichtshoſ. Allein dieſer emanirte nachſtehende 
a limine Abweiſung: 

„Der Verwaltungsgerichtshof hat am 29. October 1877, 
3. 1379, die Beſchwerde der R.. ker Gutsherrſchaft (Graf H.) gegen 
den Erlaß des Ackerbau⸗Miniſteriums vom 19. Juni 1877, 8. 3658, 


Zuſtändigkeit und zwar an eine beſtimmte Dauer des Wohnſitzes geknüpft betreffend die Nichtaufforſtung, beziehungsweiſe Ertheilung der Bewilli⸗ 
werden (Unterſtützungs⸗Wohnſitz) oder es muß das Heimatsgeſetz in gung zur Rodung der Waldtheile „Dolina“ nach 8 3 lit. e des Ge⸗ 
Bezug auf die Momente geändert werden, welche die Zuſtändigkeit ſetzes vom 22. October 1875, R. G. Bl. Nr. 36 ex 1876 zurück⸗ 


gewieſen, weil bei Beurtheilung der Frage, ob eine ohne Conſens ge⸗ 
rodete Waldfläche aus Rückſichten der Forſteultur wieder aufzuforſten it, 
oder ob dem Intereſſe der Bodencultur es mehr zuſagt, ſie dem 
Fruchtbau zuzuführen, die Verwaltungsbehörden nach freiem Ermeſſen 
vorzugehen berechtigt ſind“. 

In einem anderen Falle, wo entgegengeſetzt die politiſchen Be⸗ 
hörden die Verwendung eines Waldgrundes zu anderen Zwecken aus 
dem Grunde verweigert hatten, „weil die Entwaldung Boden⸗ 
abrutſchungen herbeiführen könnte, weil die Gegend holzarm ſei und 
die Ausrodung der in Frage ſtehenden Waldfläche die Bewirthſchaftung 
der angrenzenden Waldcomplexe erſchweren würde“, — wies der Ver⸗ 
waltungsgerichtshof gleichfalls die Beſchwerde der Waldgrundbeſitzer, 
welche die Geſtattung der Rodung anſtrebten, aus den Motiven im 
zweiterwähnten Falle a limine zurück. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Der „Baumanns“ ⸗Vertrag. Frage, ob ein ſogenannter „Baumann“ 

im Sinne des $ 1 des Gemeinde⸗Regulirungs⸗Patentes vom 

14. Auguft 1819 für Tirol die Gemeindeangehörigkeit in einer 
tiroliſchen Gemeinde erwerben konnte. 

Anton M. wurde im Jahre 1826 in der Gemeinde R. im Bozner 
Bezirke geboren, in welcher Gemeinde ſeine Eltern Andreas M. und 
Eliſabeth, geborne G., durch 22 Jahre anſäßig waren. Im April 1837 
überſiedelte Anton M. mit ſeinen Eltern nach Z., wohin ſein Vater 
als „Baumann“ auf den Trautmannhof kam. 

Ueber die Frage, in welcher Eigenſchaft ſich der Bater des Anton 
M. Namens Andreas auf dem zur Gemeinde Z. gehörigen Trautmann⸗ 
hoſe aufhielt, gab die Gemeindevorſtehung von Z. an, daß Andreas 
M. weder Eigenthümer noch Pächter des Trautmannhoſes war. Die 
Gemeindevorſtehung R. hingegen brachte vor, daß die Eltern des 
Anton M., die Eheleute Andreas M. und Cliſabeth, geborne G., im 
Jahre 1837 Pächter des Trautmannhofes waren und daß Andreas M. 
daſelbſt im März 1838 geſtorben iſt. Dieſen letzteren Umſtand beſtätigte 
auch das Pfarramt Bozen, den Andreas M. mit der Bezeichnung 
„Trautmann⸗Baumann“ benennend. 

Auf Grundlage dieſer Auskünfte entſchied die Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft Bozen unterm 29. November 1876, „daß Andreas M. als 
Baumann auf dem Trautmannhofe im Sinne des § 1 der mit A. h. 
Entſchließung vom 14. Auguſt 1819 genehmigten Gemeinderegulirung 
für Tirol das Heimatsrecht in der Gemeinde Z. erworben hat; da der 
im Familienverbande lebende Sohn Anton aber dem Domicile des 
Vaters folgte, fo hatte auch Anton M. im Jahre 1838 das Heimat⸗ 
recht in der Gemeinde Z. erworben, was dieſe Gemeinde auch im Jahre 
1847 und 1848 dadurch anerkannte, daß ſelbe den Anton M. in die 
Stellungsliſte der Gemeinde Z. einbezogen hat, obwohl derſelbe damals 
nicht in der Gemeinde Z. ſeinen Aufenthalt hatte. Nachdem nicht nach⸗ 
gewieſen erſcheint, daß Anton M. ſeither ein anderes Domicil erworben 
habe, muß derſelbe auch gegenwärtig noch als zur Gemeinde Z. zuſtän⸗ 
dig erklärt werden.“ 8 

Gegen dieſe Entſcheidung ergriff die Gemeinde Z. den Statthal⸗ 
tereirecurs und führte darin aus, daß die Berufung auf 8 1 der A. h. 
Entſchließung vom 14. Auguſt 1819 nicht richtig iſt. Dieſer Paragraph 
lautet wörtlich: „Als Mitglieder einer Gemeinde, welche auch zu den 
Gemeindelaſten beizutragen haben, werden alle diejenigen erklärt, welche 
in dem Umfange der Gemeinde beſteuerte Gründe oder Häuſer oder 
Grundzinſe u. dgl. eigenthümlich oder pachtweiſe beſitzen und diejenigen, 
welche in der Gemeinde ein Gewerbe oder einen Erwerb ausüben.“ 
Auf dieſe Beſtimmung geſtützt argumentirte die Gemeinde Z., daß die 
Beſchäftigung als „Baumann“ nicht mit dem Pachtgeſchäfte identiſch ſei. 
„Baumann“ heiße ſoviel als „erſter Dienſtknecht“, welcher gegen Lohn 
beſtellt wird und als ſolcher zu den Gemeindelaſten nichts beizutragen 
habe. Andreas M. habe daher während ſeiner kaum eilfmonatlichen 
Verwendung als „Baumann“ auf dem Trautmannhofe die Zuſtändigkeit 
in Z. nicht erworben. 

Der über dieſe Anregung nachträglich einvernommene Bruder des 
Anton M. — Alois M. — beſtätigte, daß deren Vater Andreas M. ſich 
vom Jahre 1808 oder 1809 bis 1837 als „Baumann“ in der Ge⸗ 
meinde R. aufgehalten habe. Um Georgi des Jahres 1837 ſei Andreas 


183 


M. als „Baumann“ auf den Trautmannhof gekommen, wo er den 
Bodennutzen für das ihm gehörige Vieh und eine beſtimmte Entſchädi⸗ 
gung für die Arbeiten und 26 Yhren Wein hatte; Steuern und Um⸗ 
lagen durfte er keine bezahlen, weil dieſe überhaupt die Herren und 
nicht die Baumänner zahlen; die nöthigen Dienſtboten ſtelle ſtets der 
Baumann an und es ſei daher der „Baumann“ kein Dienſtbote, aber 
auch kein Pächter. 

Die Bezirkshauptmannſchaft Bozen hat bei Vorlage des Recurſes 
der Gemeinde Z. die Stellung des „Baumannes“ in folgender Weiſe 
charakteriſirt: „Wenn von einem Gutsbeſitzer ein Baumann für eines 
ſeiner Güter aufgenommen wird, ſo wird zwiſchen beiden ein Vertrag 
geſchloſſen, vermöge welchem der Baumann auf eigene Koſten eine be⸗ 
ſtimmte Anzahl Stücke Großhornvieh beizuſtellen und auf dieſem Gute 
zu halten und ſämmtliche Arbeiten auf demſelben ordentlich und zeitge- 
mäß zu beſorgen hat. Dafür hat dann der Baumann ſelbſtverſtändlich 
den ganzen Viehnutzen mit Ausnahme des Düngers, welcher dem Guts⸗ 
beſitzer gehört, dann den Nutzgenuß von einer oder zwei Wieſen und 
eines oder zweier Streumöſer je nach Größe des Gutes zur Viehfütte⸗ 
rung ꝛc. Außerdem erhält der Baumann noch eine beſtimmte Quanti⸗ 
tät Praſchlet und eine beſtimmte Summe Geldes, womit der Baumann 
auch alle ihm allenfalls nöthigen Arbeitskräfte zu beſtreiten hat.“ Aus 
dieſer Darſtellung folgerte die Bezirkshauptmannſchaft, „daß bei den 
Baumannſchaften kein Dienſtverhältniß obwaltet, ſondern daß ſelbe ein 
gewiſſes Vertragsverhältniß bilden, daß der Baumann einen Erwerb 
ausübt und ſomit jenen Perſonen beizuzählen iſt, welche auf Grund des 
8 1 der Gemeinderegulirung vom Jahre 1819 als Mitglieder der 
Gemeinde anzuſehen ſind und durch dieſes Verhältniß vor dem Jahre 
1849 das Heimatsrecht in der betreffenden Gemeinde erlangt haben.“ 

Die Statthalterei hat in dieſer Angelegenheit auch die gutachtliche 
Aeußerung der Finanzprocuratur eingeholt, und insbeſondere die Frage 
aufgeſtellt, ob das Baumannſchaftsverhältniß des Andreas M. ſeiner 
rechtlichen Natur nach als ein Pachtverhältniß aufgefaßt werden könne, 
welches geeignet erſcheine, im Sinne des Gemeinderegulativs vom Jahre 
1819 das Recht der Mitgliederſchaft in einer Gemeinde und in zweiter 
Linie das Domicilsrecht in einer ſolchen zu begründen? 

Die Finanzprocuratur äußerte ſich dahin, daß eine präciſe Antwort 
nicht erſtattet werden könne, nachdem die Beſtimmungen des Vertrages, 
welcher zwiſchen dem Beſitzer des Trautmannhofes und Andreas M. 
beſtanden, nicht bekannt ſind. Halte man ſich an die ſeitens der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft Bozen gelieferte allgemeine Charakteriſirung der „Bau⸗ 
mannsverträge“, ſo könne ein derartiger Baumannsvertrag nicht als ein 
Beſtand⸗ reſp. Pachtvertrag angeſehen werden, weil demſelben nach 
§ 1090 a. b. G. B. das charakteriſtiſche Merkmal, daß nämlich der 
Beſtandnehmer für den Gebrauch der Beſtandſache einen beſtimmten Preis 
zu zahlen habe, gänzlich abgeht und auch die aus den Gütern erzielten 
Früchte nicht ſämmtlich dem Baumann, ſondern zum Theil auch dem 
Gutsherrn gehören. Ein ſolcher Vertrag dürfte daher nach Analogie des 
$ 1103 a. b. G. B. vielmehr unter die Geſellſchaftsverträge zu ſub⸗ 
ſumiren ſein. Die Frage, ob durch einen ſolchen Vertrag oder wenigſtens 
durch den von dem Baumanne ausgeübten ſelbſtſtändigen Erwerb im 
Sinne des citirten Gemeinderegulativs vom 14. Auguſt 1819 das Recht 
auf die Mitgliederſchaſt einer Gemeinde und ein Domicilrecht für den 
Baumann begründet werde, glaubte die Finanzprocuratur der Entſchei⸗ 
dung der Statthalterei anheimſtellen zu ſollen, bemerkte jedoch, daß im 
vorliegenden Falle von entſcheidendem Gewichte die Umſtände ſein dürften, 
ob der Baumann von den übernommenen Gütern die Steuern und Um⸗ 
lagen zu zahlen habe oder nicht, fohin im Sinne des § 1 des obceitir⸗ 
ten Geſetzes zu den Gemeindelaſten beitrage oder nicht. 

Die Statthalterei entſchied unterm 3. Juni 1877 folgendermaßen: 

„Es iſt unzweifelhaft, daß Anton M. ſelbſt nie ein eigenes 
Heimatsrecht erlangte und deßhalb dem ſeines Vaters Andreas M. zu 
folgen hat. Es muß ſofort ermittelt werden, welches Heimatsrecht letz⸗ 
terer bei ſeinem am 13. März 1838 erfolgten Tode beſeſſen hat, 
indem ſein im Jahre 1826 geborner Sohn damals minderjährig war 
und im Familienverbande lebte. Der aus W. ſtammende Andreas M. 
hatte ſich durch 22jährigen ununterbrochenen Aufenthalt in R. nach 
der damals geltenden Geſetzgebung die Zuſtändigkeit erworben und nun 
frägt es ſich, ob er dadurch, daß er im Jahre 1837 als Baumann 
in Dienſt beim Beſitzer des Trautmannhofes in Z. trat, eine neue 
Zuſtändigkeit begründen konnte. Die Bezirkshauptmannſchaft entſchied 
dieſe Frage im bejahenden Sinne mit der Annahme, daß ein Baumann 


einem Pächter gleichzuhalten ſei und daher gemäß $ 1 der Gem.⸗Ord. 
vom J. 1819 die Gemeindeangehörigkeit erlangen konnte. Dagegen 
muß aber Folgendes angeführt werden: 1. kann ein zwiſchen dem 
Dienſtgeber und dem Baumann geſchloſſener Dienſtvertrag nicht wohl 
als ein eigentlicher Pachtvertrag angeſehen werden, weil dieſem Ver⸗ 
trage das kennzeichnende Merkmal, daß nämlich der Beſtandmann für 
den Gebrauch der Beſtandſache einen beſtimmten Preis (Pachtſchilling) 
zu entrichten hat, fehlt, und auch die aus den Gütern erzielten Früchte 
theilweiſe dem Gutsherrn gehören, ſo daß dieſe Art Verträge 
gewiſſermaßen zu der Kategorie der Geſellſchaftsverträge zu zählen iſt; 
2. und auf dieſen Umſtand muß das Hauptgewicht gelegt werden, hat der 
Baumann weder Steuern, noch Umlagen zu zahlen und hatte Andreas 
M. dies auch als Baumann nicht zu leiſten, und da die Abſicht des 
§ 1 der genannten Gemeinde⸗Ordnung offenbar dahin geht, nur jenen, 
die zu den Gemeindelaſten beitragen, die Gemeindeangehörigkeit zuzu⸗ 
erkennen, fo kann nicht anerkannt werden, daß Andreas M. in feiner 
Eigenſchaſt als Baumann oder auch in einer anderen Weiſe dieſelbe 
in Z. erworben habe. Indem er daher die Zuſtändigkeit in R. bis zu 
ſeinem Tode beibehielt, wird auch ſein Sohn Anton als dort zu⸗ 
ſtändig erklärt“. 

Gegen dieſe Statthalterei⸗Entſcheidung hat die Gemeindevorſtehung 
in R. den Recurs in offener Friſt überreicht und ſuchte darin die Zu⸗ 
ſtändigkeit des Andreas M. und deſſen Sohnes Anton nach Z. mit 
der Behauptung zu begründen, daß ein Baumann einem Pächter gleich 
zu halten ſei, weil der Gutsherr durch die Ueberlaſſung des ganzen 
Feldnutzens den Pachtzins vom Baumanne bekomme. Andreas M. habe 
ſonach als Pächter des Trautmannhofes im Jahre 1837 die Zuſtändig⸗ 
keit in der Gemeinde Z. erworben. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 12. Auguſt 1877, 
3. 10.803 dem Recurſe der Gemeinde R. keine Folge gegeben, „weil 
der Vater Andreas M., welchem Anton M. in der Zuſtändigkeit ſolgt, 
durch feinen Aufenthalt in der Gemeinde Z. als Baumann auf dem 
Trautmannhofe im Sinne des § 1 des Gemeinde⸗Regulirungs⸗Patentes 
vom 14. Auguſt 1819 (P. G. S. Nr. 168) das Heimatsrecht daſelbſt 
nicht erworben und ſohin feine frühere Zuständigkeit in der Gemeinde R. 
beibehalten hat.“ ; M. 


Rechtsſätze, erſchloſſen aus oberſtbehördlichen Entſcheidungen 
in Tandesculturangelegenheiten. 


Eiſenbahnbauten und Waſſerrecht. 


Bei Waſſerrechtsangelegenheiten, welche einen Eiſenbahnbau be⸗ 
treffen, hat das Handelsminiſterium alle den Eiſenbahnbau betreffenden 
Verſügungen zu erlaſſen. Wenn jedoch aus Anlaß dieſer Verfügungen 
ein dabei betheiligter Intereſſent wegen Nichtbeachtung oder Verletzung 
ſeiner im Waſſerrechtsgeſetze begründeten Rechte oder Intereſſen Be⸗ 
ſchwerde erhebt, ſo ſteht über eine ſolche Beſchwerde den nach dem 
Waſſerrechtsgeſetze zur Entſcheidung berufenen Organen die Verhandlung 
und inſtanzmäßige Entſcheidung zu. 

Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 14. Juli 1876, Z. 6118. 


Vorrichtungen zur Waſſertheilung. 


Das Maß der Waſſerbenützung iſt nicht blos bedingt durch die 
Einlaßöffnung im Theilwehre (Klauſe), ſondern kann es auch ſein durch 
die Breite und Tiefe des hinter der Einlaßöffnung angebrachteu Werk⸗ 
fluders und davon, wieviel Waſſer durch das Fluder abfließen kann. 
Es iſt daher in einem ſolchen Falle auch die Dimenſion des Fluders 
durch die Conceſſionsurkuude und den Act über die Staumaßſetzung 
(Verhaimungsprotokoll) und planliche Darſtellung feſtzuſtellen. 

Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 10. November 1876, Z. 12028. 
Entſchädigung für verweigerte Wiederherſtellung zerſtörter Be⸗ 

triebsanlagen. 

Wird eine Betriebsanlage durch Zufall zerſtört und eine Neu⸗ 
herſtellung wegen dadurch zu beſorgender oder abermals eintretender 
Uebelſtände nicht mehr bewilligt, ſo erwächst dem Beſitzer der früheren 
Betriebsanlage hieraus kein Recht auf Entſchädigung. 

Entſcheidung des Ackerbau⸗Miniſteriums vom 11. November 1876, Z. 7737 
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Berordnungen. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 3. Sept. 1877, 3. 12.583, betreffend 

den Geſchäftsgang in Sachen des mit dem deutſchen Reiche beſtehenden Ueber⸗ 

einkommens (R. G. Bl. 1875, Nr. 112) wegen Uebernahme urſprünglicher 
Staatsangehöriger. 


Das Miniſterium des Innern findet rückſichtlich des Geſchäftsganges in 
Angelegenheiten des zwiſchen den Regierungen der öſterr.⸗ung. Monarchie und des 
deutſchen Reiches im Juli 1875 (R. G. Bl. Nr. 112) getroffenen Ueberein⸗ 
kommens wegen Uebernahme ihrer urſprünglichen Staatsangehörigen; inſoweit 
dieſelben dem anderen Staate noch nicht angehörig geworden ſind, aus Anlaß 
einer vom k. und k. Miniſterium des Aeußern mitgetheilten Anregung des 
deutſchen auswärtigen Amtes anzuordnen, daß, ſoweit dies nicht ſchon bisher 
ſtattgefunden hat, die Anträge der hierſeitigen politiſchen Landesbehörden auf 
Uebernahme früherer preußiſcher Angehöriger der vorbezeichneten Kategorie 
unmittelbar an die preußiſchen Landespolizeibehörden (Regierungen, Polizei⸗ 
Präſidium zu Berlin und Landdroſteien in der Provinz Hannover) zu richten 
ſind, ohne die Vermittlung des k. und k. Miniſteriums des Aeußern oder der 
k. und k Botſchaft in Berlin in Anſpruch zu nehmen. 

Die Vorlage an das Miniſterium des Innern behufs der weiteren Be⸗ 
handlung der Angelegenheit wird nur dann einzutreten haben, wenn die Ab⸗ 
lehnung der Uebernahme von Seite der preußiſchen Landespolizeibehörde der 
hierſeitigen politiſchen Landesbehörde nicht begründet erſcheint. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern dom 5. Oct. 1877, 3. 14.028, betreffend 
die Ausübung der thierärztlichen Praxis Seitens der an der königl. ung. 
veterinärärztlichen Anſtalt zu Budapeſt ausgebildeten und diplomirten Thierürzte 


Nachdem ſich im Grunde gepflogener Verhandlungen herausgeſtellt hat, 
daß die Beſtimmungen des mit A. h. Entſchließung vom 22. September 1875 
ſanctionirten Organiſirungs⸗Statuts der königl. ung. veterinärärztlichen Lehr⸗ 
anſtalt zu Budapeſt über die für die Aufnahme der Candidaten geforderte Vor⸗ 
bildung, über die Dauer des Studiums, die Zahl und den Umfang der Lehr⸗ 
gegenſtände, die Art der Ablegung der ſtrengen Prüfungen im Weſentlichen 
mit den Beſtimmungen für das thierärztliche Studium in Wien übereinſtimmen, 
ſo wird über Erſuchen des königl. ung. Miniſters für Ackerbau, Induſtrie und 
Handel einvernehmlich mit dem k. k. Miniſter für Cultus und Unterricht ge⸗ 
ſtattet, daß die an der Budapeſter königl. ung. veterinärärztlichen Lehranſtalt 
nach dem Studienplane vom Jahre 1875 ausgebildeten und di⸗ 
plomirten Thierärzte, wenn ſie ſich auf öſterreichiſchem Gebiete nieder⸗ 
laſſen und hier das Staatsbürgerrecht erwerben, ihre Praxis daſelbſt ungeſtört 
ausüben können. — Hievon wird die k. k. . zur Darnachachtung 
in Kenntniß geſetzt. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem kaiſerlichen Rathe und Oberinſpector der 
beſtandenen Generaldirection für Communicationen Nikolaus Rabe anläßlich 
deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Regierungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Secretar Sr. k. und k. Hoheit des Herrn 
Erzherzoges Franz Karl, Hofrathe Chriſtof Ritter von Columbus das Ritter⸗ 
kreuz des Leopold⸗Ordens taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberinſpector der Kaiſer⸗Ferdinands⸗Nordbahn 
Heinrich Schlu das Ritterkreuz des Franz⸗Joſef⸗Ordens verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Concipiſten der Wiener Polizeidirection 
Laurenz Strunz zum Polizeicommiſſär daſelbſt ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Bezirkscommiſſär Karl Pozen zum Poſt⸗ 
ſecretär in Graz ernannt. 


Erledigungen. 


Kanzliſtenſtelle beim k. k. Miniſterium für Landesvertheidigung mit 
600 fl. Gehalt und 300 fl. Activitätszulage, bis 4. December. (Amtsbl. Nr. 255). 

Bezirkscommiſſärsſtelle für Böhmen in der neunten Rangsclaſſe, bis Ende 
November. (Amtsbl. Rr. 256). 

Aushilfsreferentenſtelle bei der Czernowitzer Finanzprocuratur auf Ein 
Jahr gegen monatliche Entlohnung von 60 oder 70 fl., bis 10. December. (Amts⸗ 
blatt Nr. 257). 

Zwei Secundararztesſtellen in der Landesirrenanſtalt Wien mit 600 fl; 
Jahresgehalt, Naturalwohnung und Verpflegung, bis 30. November. (Am ts 
blatt Nr. 260). 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


